Hinweise zum Vertragsmuster „Ehrenamtspauschale“

Das Vertragsmuster beschränkt sich auf die Zahlung echten Aufwandsersatzes und Zahlungen im Rahmen der neuen Ehrenamtspauschale. Soll das Vorstandsmitglied Vergütungen erhalten, die darüber hinaus gehen, sollte ein normaler Arbeitsvertrag geschlossen werden.

Aufwandsersatz

§ 3 benennt beide Zahlungen, um klar zu stellen, dass über die Pauschale hinaus echter Aufwandsersatz mit entsprechenden Nachweisen steuerfrei geleistet werden kann. Der Vertrag sichert den Anspruch des Vorstands auf einen pauschalen Aufwandsersatz, wie er jetzt im Rahmen des § 3 Nummer 26a EStG steuerfrei möglich ist. Damit ist sichergestellt, dass die Zahlungen ohne Schaden für die Gemeinnützigkeit erfolgen. Das gilt aber nur, wenn die Satzung solche Zahlungen 

· nicht verbietet und die Mitgliederversammlung zugestimmt hat,

· auch ohne Beschluss der Mitgliederversammlung explizit erlaubt.
Aus diesem Grund ist die Passage „aufgrund des Beschlusses der Mitgliederversammlung vom ……. eingefügt. Sie kann ggf. ersetzt werden durch den Beschluss eines anderen zuständigen Gremiums oder durch den Hinweis auf eine entsprechende explizite Satzungsregelung.
Die Sozialversicherungsfreiheit ist erst ab 2008 eindeutig durch Veröffentlichung des Bundesarbeitsministeriums klargestellt. Aber auch für Zahlungen in 2007 kann diese angenommen werden, da der Charakter der Ehrenamtspauschale ein pauschaler Aufwandsersatz ist und nicht ein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis begründet wird.

Unentgeltliches Geschäftsbesorgungsverhältnis

Der Vertrag soll klären, dass hier nicht zusätzlich zur Bestellung des Vorstandsmitglieds ein Arbeitsverhältnis (Dienstvertrag) entsteht, sondern ein unentgeltliches Geschäftsbesorgungsverhältnis vorliegt. Der rechtliche Rahmen der Tätigkeit des Vorstands ergibt sich im Übrigen aus seiner satzungsmäßigen Bestellung. Die Vergütung soll ausdrücklich auf die Pauschale (als „Aufwandsentschädigung“) beschränkt sein. Im Einzelfall kann – vor allem wegen der gesetzlichen Unfallversicherung – ein Anstellungsvertrag gewünscht sein. Dafür ist das vorliegende Vertragsmuster nicht gedacht.

Unterschriften
Unterschrieben wird die Vereinbarung

· entweder vom betreffenden Vorstandsmitglied und (für den Verein) weiteren vertretungsberechtigten Vorstandsmitgliedern

· oder zweimal vom betreffenden Vorstandsmitglied – für sich selbst und in Vertretung des Vereins, wenn das Vorstandsmitglied alleinvertretungsberechtigt ist.

Im zweiten Fall handelt es sich um eine sogenannte Selbstkontrahierung (Ich-sich-Geschäft, § 181 BGB). Dafür benötigt das Vorstandsmitglied die Zustimmung der Mitgliederversammlung, wenn nicht die Satzung bereits eine Befreiung von den Beschränkungen des § 181 BGB vorsieht.

Wichtiger Hinweis: Der Inhalt ist nach bestem Wissen und Kenntnisstand erstellt worden. 
Die Komplexität und der ständige Wandel der behandelten Materie machen es jedoch erforderlich, Haftung und Gewähr auszuschließen.
